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Projektbericht: Anlédsse und Resultate des Solidaritatsfonds Schlecker-Beschaftigte

1. Einleitung

Die Insolvenz des Schlecker-Konzerns 2012, bei der mehr als 27.000 Beschaftigte — tiber
90 % davon Frauen — entlassen wurden, zahlt zu den groRten Insolvenzen in der bundes-
deutschen Vergangenheit (vgl. Lobato u.a. 2013: 1f). Hatten frihere Insolvenzen, wie etwa
die des Versandhauses Quelle im Jahr 2009, zumeist nur Auswirkungen auf den regionalen
Arbeitsmarkt (vgl. Seith 2009, Deininger 2010), deuten jungere Falle (z.B. Baumarktkette
,Praktiker*) darauf hin, dass sich aufgrund des verschérften Konkurrenzkampfs gro3e Un-

ternehmenspleiten im Handel hdufen kdnnten.

Im Sinne der Forderungen nach ,,evidenzbasierter Politikberatung® (Wissenschaftlicher
Beirat beim BMWi 2013) sind damit hinreichend Anléasse gegeben, die Folgen des Schle-
cker-Crashs und seine arbeitsmarktpolitische Flankierung sorgfaltig auszuwerten. Dies gilt
auch fir die von Seiten wirtschaftspolitischer Verantwortungstrager préferierte Option
einer ordnungspolitischen Zurlickhaltung des Staates, die insbesondere in der Absage an
die Implementierung einer Transfergesellschaft fur die Beschaftigten zum Ausdruck kam
(vgl. Deutscher Bundestag 2013: 1). Nach der Entscheidung gegen eine Transfergesell-
schaft wurde von Kirchen und der Gewerkschaft Ver.di der Stiftungsfonds ,,Schlecker-
Frauen“ bei der Paul-Schobel-Caritas-Stiftung ,,Arbeit und Solidaritét” eingerichtet. Dieser
sollte in Not geratenen Schlecker-Beschaftigten schnelle und unbirokratische Hilfen an-
bieten (einmalig maximal 400 EUR). Der Fonds wurde im Dezember 2013 geschlossen
und wird hinsichtlich seiner Bedeutung und Resultate mit dieser Studie erstmals wissen-

schaftlich ausgewertet.

Ein weiteres Ziel dieser Studie ist es, die Bewaltigung der Insolvenz aus der Perspektive
von Betroffenen in den Blick zu nehmen und damit zugleich einen Beitrag zur Schliefung
einer Forschungslicke zu leisten. Denn die Bundesagentur fiir Arbeit hat Gber das Institut
fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zwar Informationen zur Lage ehemaliger
Schlecker-Beschaftigter erhoben. Diese Erhebung war jedoch bis Mérz 2013 befristet. Sie
basierte zudem lediglich auf der Befragung eigener Fachkrafte in der Arbeitsvermittlung.
,Dartiber, wie die Schlecker-Arbeitslosen selbst diese Situation wahrgenommen haben und
mir ihr umgegangen sind, liegen keine wissenschaftlichen Befunde vor* (Lobato u.a. 2013:

8).



Projektbericht: Anlédsse und Resultate des Solidaritatsfonds Schlecker-Beschaftigte

Auf dem Prifstand steht letztlich aber auch die (ordoliberalen) These, wonach die vorhan-
denen Sicherungssysteme und Instrumente der Bundesagentur fir Arbeit zur Bewéltigung
einer Insolvenz auch in der GrofRenordnung von Schlecker ausreichend seien. Dariiber hin-
aus reichende Interventionen, so hiel3 es im Fruhjahr 2012 von Vertretern dieser Position,
setzten letztlich nur die Sanktionsmechanismen des Marktes zu Lasten der Allgemeinheit
aufler Kraft und machten den Staat ,,zur Reparaturkolonne unternehmerischen Versagens*
(Zimmermann 2012, vgl. auch Haucap 2012, Hither 2012).

2. Methodisches Vorgehen

2.1 Zur Methode der Aktenanalyse

Die Informationsgewinnung und -auswertung basiert methodisch auf der Aktenanalyse.
Ergénzend wurden einzelne Experteninterviews mit relevanten kirchlichen und gewerk-
schaftlichen Akteuren und Initiatoren des Stiftungsfonds durchgefiihrt. Das statistische
Material besteht aber ausschlieBlich aus den dokumentierten Fallen der Paul-Schobel-
Caritas-Stiftung ,,Arbeit und Solidaritit®, wobei die Untersuchung sich ausschlie8lich auf
die 183 Unterstutzungsantrage von entlassenen Schlecker-Mitarbeitern bezieht, die durch
das Vergabegremium der Stiftung positiv beschieden wurden.! Die Aktenanalyse ist inso-
fern als Sekundéranalyse zu begreifen. Denn die daraus gewonnenen Daten wurden ja ur-
springlich nicht fir die sozialwissenschaftliche Analyse generiert. Sie dienten vielmehr
der Steuerung organisationaler Zwecke — in diesem Fall des Stiftungsfonds — bzw. wurden
im Prozess der Antragstellung produziert und kdnnen daher als prozessproduzierte Daten
charakterisiert werden (vgl. Salheiser 2014: 813). Im Hinblick auf den Untersuchungsbe-
reich ist die Aktenanalyse folglich mit erheblichen inhaltlichen Beschrankungen verbun-
den. Zum einen sind die Daten allein durch ihren Entstehungskontext zwangslaufig selek-
tiv. Zum anderen ist die Datenstruktur nicht nach wissenschaftlichen Standards generiert,
sondern nach organisationalen und operativen Verwaltungserfordernissen (vgl. ebd.: 816).
Die Datenaufbereitung unterliegt somit immer notwendig einem Prozess der Konstruktion
bzw. Re-Konstruktion von Sachverhalten — schon weil die Aussagen in den Akten nicht

immer widerspruchsfrei oder sprachlich hinreichend prézise sind. Insofern wird der Be-

! Die Zahl von 183 positiv beschiedenen Antrigen differiert gegeniiber Pressemittelungen zum Zeitpunkt

der SchlieBung des Stiftungsfonds im Dezember 2013. Dort war von 170 ehemaligen Beschéftigten, die
durch den Fonds unterstiitzt wurden, die Rede (vgl. FR 2013, LZ 2013). Diese Differenz resultiert nach
Angaben der Stiftungsverwaltung bei der CaritasStiftung in der Didzese Rottenburg-Stuttgart — zu einem
geringen Teil — aus Doppelantrdgen (etwa von Eheleuten) und einem — iiberwiegenden — Teil aus
Antrégen, die erst nach der offiziellen SchlieBung des Fonds eingingen und aus Restmitteln aber noch
bewilligt wurden.
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ricksichtigung und Skizzierung des Kontextes, in dem die Daten entstanden sind, in dieser
Arbeit eine hohe Relevanz zugemessen. Diese driickt sich praktisch in der methodischen

Ergénzung der Analyse durch die Einbeziehung von Expertinnen und Experten aus.

2.2 Experteninterviews — Umfang und Auswahlkriterien

Unter Expertinnen und Experten wurden in diesem Fall Personen verstanden, die einerseits
selbst an der Datengenerierung bzw. Aktenentstehung administrativ beteiligt waren und
insofern dazu beitragen kénnen, aus der Datenlage gewonnene Eindriicke zu objektivieren.
Andererseits sollten die gewahlten Personen (ber ein gewisses Kontextwissen zur Entste-
hung und zur Arbeit des Fonds bzw. zur Situation der antragstellenden Personen verfiigen,
mithin also das Unternehmen Schlecker und die handelnden Akteure sowie die Lage der

entlassenen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen einschatzen kénnen (vgl. ebd.: 817).

Ausgewahlt und interviewt wurden drei Personen, die diesen Kriterien in bester Weise
gerecht werden: Paul Schobel, ehemaliger Leiter der katholischen Betriebsseelsorge in der
Didzese Rottenburg-Stuttgart, war zusammen mit der baden-wirttembergischen Ver.di-
Landesbezirksleiterin Leni Breymaier Initiator und Namensgeber des Stiftungsfonds. Er
war selbst regelméRig an den Sitzungen des Vergabegremiums des Fonds beteiligt. Katrin
Wegener war Mitglied im Gesamtbetriebsrat von Schlecker und dort im Wirtschaftsaus-
schuss tatig; in der Insolvenz wechselte sie zu Ver.di und Gbernahm dort die Koordination
und Antragsannahme fiir den Stiftungsfonds. Achim Neumann war lange Jahre Gewerk-
schaftssekretér im Handelsbereich und zuletzt der Unternehmensbeauftragter von Ver.di
fur Schlecker. In dieser Funktion begleitet und dokumentierte er auch diesen letzten Kampf
der ,Schlecker-Frauen‘. Die Expertengesprache basierten auf leitfadengestitzten halbstruk-
turierten Interviews. Der Leitfaden bestand im Kern aus gleichen Schlusselfragen, die die
Vergleichbarkeit der Ergebnisse sicherstellen, wurde in der Gesprachssituation aber flexi-

bel gehandhabt bzw. dem Gesprachsfluss angepasst.

3. Mehr als finanzielle Hilfe — Anlasse fir die Einrichtung des Solidaritats-
fonds ,,Schlecker-Beschiftigte“

3.1 Unternehmerversagen: Der Weg in die Insolvenz

Anzeichen einer zunehmend krisenhaften Entwicklung bei Schlecker wurden fiir Insider

nach Einschéatzung des Uber viele Jahre fur den Schlecker-Konzern zustdndigen Gewerk-
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schaftssekretar Neumann spatestens Anfang 2011 sichtbar.? Beschéaftigte der Firma berich-
teten Gber wachsende Liicken in der Warenbewirtschaftung, was den Verdacht auf ein Li-
quiditatsproblem nahrte (vgl. Neumann 17.04.2015). Aufgrund der fir ein Unternehmen
dieser Grolienordnung (auf dem Hohepunkt der Expansion gab es bundesweit tber 11.000
Filialen) problematischen Rechtsform des Schlecker-Konzerns, der als ,.eingetragener
Kaufmann® (e.K.) firmierte,? und der damit einhergehenden Informations- und Publizitéts-
defizite (fehlende Bilanzpflicht, fehlende Transparenz und Kontrollmdglichkeiten), war es
jedoch schwer, diese Informationen zu tberprifen und ggf. entgegenzusteuern (vgl. ebd.).
Dies galt umso mehr, da das Unternehmen im Hinblick auf seine Informationspflichten
gegenuliber dem Betriebsrat zumeist eher restriktiv agierte. ,,Um iiberhaupt an grundlegende
Informationen zu kommen, musste der Klageweg beschritten werden. Wir haben in allen
Instanzen fast vollstandig unsere Sicht der Dinge durchsetzen kdnnen. Schlecker ging aber
wohl prinzipiell in Widerspruch (...). Was folgte, waren unzédhlige teure Einigungsstellen,
die uns zwar im Ergebnis Kennzahlen bereitstellten (...), aber nie aktuell, immer nur
riickwirkend, niemals auf die wirtschaftliche Zukunft gerichtet (Wegener 2014: 32). Am
23. Januar 2012 wurde die Krise des Unternehmens schlieBlich 6ffentlich, als Anton
Schlecker beim Amtsgericht UIm den Insolvenzantrag stelle.

Der Umstand, dass die Beschéftigten aus der Presse erfuhren, dass ihr Arbeitgeber Insol-
venz angemeldet hatte, macht deutlich, wie wenig hier (Rechts-) Form und Inhalt (ein
Konzern uber 27.000 Beschéaftige) zusammen passten. Der mit viel Engagement und Lei-
denschaft in den 1990er Jahren gegen mannigfache Schikanen der Geschaftsfihrung er-
kampfte Schlecker-Betriebsrat stand vor einem Dilemma, dass die letzte Vorsitzende des
Gesamtbetriebsrats (GBR) Christel Hoffmann so zusammenfasst: ,,Gelernt hatten wir bis
jetzt die Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes. Da kannten wir uns aus. (...) Und
nun das. Einzige Richtschnur fiir unser Handeln war jetzt offensichtlich nur noch die In-
solvenzordnung. Wer blickt da schon durch? Unsere Mitbestimmung war sozusagen gleich
Null. (...) Bei den vom Insolvenzverwalter vorzunehmenden Kiindigungen in Folge der
FilialschlieBungen erstellte er eine Namensliste (...) nach von ihm vorgegebenen sozialen
Kiriterien. (...) Wir hatten nur noch die Mdoglichkeit zu priifen, ob diese Liste fehlerhaft

war bzw. die vom Unternehmen gelieferten Sozialdaten korrekt waren. Das haben wir

Alter (2012: 111) argumentiert, dass sich Indizien fiir eine zunehmende Strategiekrise bei Schlecker — der
spateren Liquiditdtskrise vorausgehend, die mit dem Insolvenzantrag offenbar wurde — bereits ab
2003/2004 in Gestalt riickldufigen Wachstums und schrumpfendem Marktanteils zeigte.

Zur kritischen Bewertung dieser Rechtsform des ,,e.K.* bei einem Unternehmen vgl. Helm/Ogiit (2014).
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nachtelang getan. Wer das noch nie hat machen missen, kann nicht nachempfinden, was
wir da geflhlt haben. Ich wiinsche das nicht einmal meinem schlimmsten Feind* (Hoff-
mann 2014: 119).

Nach Einschatzung des Insolvenzverwalters Arnd Geiwitz tragt die Familie Schlecker auch
eine erhebliche Mitverantwortung fur die gescheiterten Sanierungsplane, aufgrund der
Verweigerung finanzieller Hilfen. Dabei verfiigte die Familie ,,auch nach der Insolvenz
noch Uber ein Privatvermdgen von 30 bis 40 Millionen Euro. Die Schlecker-Kinder Lars
und Maike sollen den Millionenbetrag mit ihrer Leiarbeitsagentur ,Meniar® erwirtschaftet
haben. Uber das Subunternehmen seien rund 4.300 zuvor entlassene Schlecker-Mitarbeiter
zu deutlich schlechteren Konditionen in Leiharbeitsverhdltnisse zuriickvermittelt worden*
(FAZ 2012a). Diese Praxis brachte Schlecker im Jahr 2009 erhebliche 6ffentliche Kritik
ein, worauf hin das Unternehmen Anfang 2010 davon wieder Abstand nahm (vgl. Der
Handel 2010). Allein der ,erwirtschaftete’ Gewinn blieb offensichtlich erhalten. Gegen den
Firmenpatriarchen Anton Schlecker leitete die Staatsanwaltschaft Stuttgart bereits im Juli
2012 Ermittlungen wegen des Verdachts auf Insolvenzverschleppung und Untreue ein.
Nach drei Jahren Ermittlung der Staatsanwaltschaft verdffentlichte das Manager-Magazin
im Oktober 2015 die Information, dass Anton Schlecker im Fruhjahr 2011, als der Konzern
bereits Verluste in dreistelliger Millionenhéhe zu verzeichnen hatte, rund 800.000 EUR an
seine Enkelkinder Gberwiesen habe. Auch gegen die beiden Schlecker-Kinder wurden Er-
mittlungen eingeleitet (vgl. Bognanni 2015, Alter 2012: 154f).

3.2 Politikversagen: Nach der Absage zur Einrichtung einer Transfergesell-
schaft

Wochenlang war die 6ffentliche Debatte in Deutschland nach dem Insolvenzantrag im
Frahjahr 2012 zunachst bestimmt von der Auseinandersetzung um die Einrichtung einer
Transfergesellschaft fiir die von der Entlassung bedrohten Schlecker-Beschaftigten. Letzte-
re hatten davon einen dreifachen Nutzen gehabt: Erstens erhdht eine Transfergesellschaft
durch gezielte Unterstutzung und Beratung die Erfolgschancen einer Bewerbung. Zweitens
kann durch Qualifizierung der Horizont alternativer Tatigkeitsbereiche vieler Betroffener
erweitert werden. Drittens schafft eine Transfergesellschaft fur die Beschéftigten einen
maximal zwélfmonatigen Ubergang unter Vermeidung von Arbeitslosigkeit und bei Bezug
von 67 % ihres alten Nettoentgelts und unter Aufrechterhalt des Anspruchs auf Arbeitslo-

sengeld. Dadurch kénnen viertens teure Kundigungsschutzklagen vermieden werden, was
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auch von Vorteil fir das Unternehmen bzw. die Suche nach Investoren ist (vgl. FAZ
2012b). Vor allem aus diesem Grund war auch der damalige Insolvenzverwalter Arnd
Geiwitz einer der entschiedenen Firsprecher der Implementierung einer Transfergesell-
schaft (vgl Geiwitz 2012). Eines der vordringlichsten Argumente der Beflirworter war aber
der mogliche Gewinn von Zeit, insbesondere fir individuelle Neuorientierungen, Qualifi-
zierungen und Betreuung der Betroffenen. Dabei wurde vor allem auf die Sozialstruktur
(hohes Durchschnittsalter, viele Alleinerziehende, regionale Gebundenheit u.d.) der Schle-
cker-Beschaftigten verwiesen (vgl. R&der 2012: 77, Sommer 2012, Hoffmann 2014: 119).

Von den Gegnern einer Transfergesellschaft wurde unter Bezug auf ordnungspolitische
Erwagungen u.a. argumentiert, dass deren Einrichtung nichts anderes als eine de facto Ver-
langerung des Arbeitslosengeld I-Bezugs und damit eine unzuldssige Bevorzugung der
Schlecker-Beschaftigten darstelle (vgl. Haucap 2012). Arbeitgebernahen Einrichtungen,
wie das Institut der Deutschen Wirtschaft, stellen sich an die Seite der Gegner und verkin-
deten den Schlecker-Beschiftigten optimistisch: ,,ihr habt Chancen am Arbeitsmarkt®
(Huther 2012). Auch der heutige FDP-Vorsitzende Lindner sprach sich gegen staatliche
Burgschaften fiir eine Transfergesellschaft aus (vgl. Die Welt 2012). Doch wurde deren
Einrichtung beileibe nicht nur aus Kreisen der FDP torpediert. Auch der damalige Vorsit-
zende der CDU-Mittelstandsvereinigung Josef Schlarmann war sich sicher, ,,dass die ,ein
bis zwei Mitarbeiter® der betroffenen Schlecker-Filialen schnell einen neuen Job in einem
benachbarten Drogeriemarkt finden werden (Thelen u.a. 2012). Und der baden-
wirttembergische CDU-Bundestagsabgeordnete Christian von Stetten verklndete, dass er
jegliche staatliche Hilfe ablehne, da ,,weder ein fiir Deutschland wichtiges Technologieun-
ternehmen betroffen [ist] noch eine kleine Region, die aufgrund von Tausenden neuen Ar-
beitssuchenden tiberfordert ist (ebd.). Auch der Président des Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) Hans-Heinrich Driftmann ,lehnt staatliche Hilfen fiir die
Griindung einer Transfergesellschaft (...) strikt ab“ (MA 2012). Die Beschaftigten missten
nur flexibel genug bzw. bereit sein, ihre Region ggf. zu verlassen, denn es wirden Gberall
Fachkréfte gesucht (vgl. ebd.).

Mitunter erweckten die barschen offentlichen Worte gegen eine Auffanglésung nahezu
einen demditigenden Eindruck gegeniiber ,,den schon fast legenddren Schlecker-Frauen®
(Schobel 2014: 193), den Habenichtsen, und ihrem langen Kampf um betriebliche Mitbe-

stimmung und tarifliche Gestaltung ihrer Arbeitsverhaltnisse. So argumentierte Rainer
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Kambeck, damals Okonom beim arbeitgebernahen Rheinisch-Westfalischen Institut fir
Wirtschaftsforschung (RWI) und inzwischen Leiter des Bereichs Finanzen und Steuern
beim Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK), kurzerhand: ,,Es gibt einen gut
funktionierenden Markt. Schlecker hat keine Systemrelevanz® (Kambeck 2012). Scheinbar
emphatisch verwies er auf mogliche Gefiihlsverletzungen bei anderen Arbeitslosen aus
dem Einzelhandel, wenn im Fall Schlecker eine Transfergesellschaft eingerichtet worden
ware: ,,.Das wire ungerecht. Eine Transfergesellschaft wére nur fiir den Unternehmensver-
kauf hilfreich gewesen. Auf diese Hilfe kann ein mittelstdndiges Unternehmen im Fall der
Pleite nicht zahlen* (ebd.). Die schiere Anzahl Betroffener scheint dabei keine Rolle zu

spielen.

Den ordnungspolitischen Bedenkentrdgern hielt die Kommentatorin der ZEIT entgegen,
dass es auf dem Arbeitsmarkt bei weitem nicht so rosig aussahe, wie vielfach behauptet.
Zumeist wirde von den Zweckoptimisten nur die Zahl der offenen Stellen angegeben,
nicht aber die der Arbeitsuchenden. So kamen im Mérz 2012 auf 25.000 offene Stellen im
Handel, fast 360.000 Menschen, die eine Tatigkeit in einem Verkaufsberuf suchten (vgl.
Liitge 2012b). ,, Trotzdem bleibt der Einwand verstdndlich, dass immer nur die Gro3en im
Fokus stehen. Dass muss sich dandern. Anstatt niemandem zu helfen, sollten die Mitarbeiter
aller Pleitefirmen mit staatlicher Firsorge rechnen kénnen. Schlie3lich leben wir in Zeiten,
in denen der Staat geradezu monstrése Birgschaften fir Banken Gibernimmt. Da ist es nicht
einzusehen, dass es fur Arbeitnehmer, die sich auf dem freien Markt im freien Fall befin-

den, keinen Rettungsschirm geben darf™ (dies. 2012a).

Dennoch kam am 29. Mérz 2012 dann das endgultige Aus fiir die Transfergesellschaft. Vor
allem die negativen Voten der FDP-gefuihrten Wirtschaftsministerien in einigen Bundes-
landern und des damaligen FDP Bundeswirtschaftsministers gegen eine solche Auffanglo-
sung, waren dabei ausschlaggebend (vgl. StZ 2012, Rader 2012: 73). Allerdings fand die-
ses Nein auch die Billigung von CDU-Bundeskanzlerin Merkel. Sie lieB nach der Ent-
scheidung durch ihren Regierungssprecher Seibert mitteilen, dass sie Transfergesellschaf-
ten flr ein veraltetes arbeitsmarktpolitisches Instrument aus vergangenen Zeiten der Mas-
senarbeitslosigkeit halte (vgl. Fried/Hagler 2012). Demgegeniber befanden wir uns heute
»in einer Zeit kundenorientierter Arbeitsagenturen® (Seibert, zit. nach Fried/Hagler 2012).
Und die FAZ verstieg sich in einem Kommentar sogar zu der Aussage, die Arbeitsmarktla-

ge sei so glinstig, dass die ,,Entscheidung gegen die Transfergesellschaft (...) sich noch als

10
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Glucksfall fir die (...) Schlecker-Frauen herausstellen [konnte]“ (Gobel 2012). Dieser Op-
timismus hielt indes nicht lange und in derselben Zeitung heif3t es im Dezember 2013, von
den betroffenen Beschiftigten ,,seien noch mehr als 9000 als Jobsuchende gemeldet™
(Preuf3 2013). Aber auch die Beflrchtungen des Insolvenzverwalters bewahrheiteten sich.
Denn als nach der Absage an die Auffanglésung die Zahl der Kiindigungsschutzklagen die
Marge von 3000 Uberstieg, sprangen die ersten potentiellen Investoren wieder ab (vgl.
Geiwitz 2012).

Die politische Entscheidung gegen eine Transfergesellschaft und die damit verbundene
absehbare Not fiir viele Schlecker-Beschéftigte lieferten dann den Anlass zur Einrichtung
des Solidarititsfonds ,,Schlecker-Frauen* im Juni 2012. Die Initiative zur Griindung des
Fonds ging zunéchst von der Leiterin des Ver.di-Landesbezirks Baden-Wurttemberg Leni
Breymaier aus (vgl. Neumann u.a. 2014: 91). Paul Schobel, ehemaliger Industriepfarrer
und Leiter der katholischen Betriebsseelsorge in der Diézese Rottenburg-Stuttgart, berich-
tete, wie er von ihr gefragt wurde, ob es mdglich wére, einen solchen Solidaritatsfonds im

“4 unter

Rahmen der von ihm bereits 2004 gegriindeten ,,Stiftung Arbeit und Solidaritit
dem Dach der Caritas einzurichten (vgl. Schobel, 03.01.2015). Ziel des Fonds war es, ma-
terielle Notlagen arbeitslos gewordener Schlecker-Beschéftigter durch (in der Regel) ein-
malige Zuwendung von maximal 400 EUR zu lindern. Spater wurde in einigen wenigen
Hérteféllen auch eine zweite Antragstellung flr Betroffene ermdglicht, womit insbesonde-
re dem Umstand Rechnung getragen wurde, dass Einzelne nach einem Jahr von Arbeitslo-
sengeld | in den Bezug von Arbeitslosengeld Il rutschten (vgl. Anlage 4). Die Vergabe-
kommission, die Uber die eingehenden Antrage entschied, bestand aus je drei Vertretern
der Betriebsseelsorge in der Ditzese Rottenburg-Stuttgart, des Kirchlichen Dienstes in der
Arbeitswelt (KDA) sowie des Gesamtbetriebsrats von Schlecker. Entsprechend der Ziel-
setzung, schnelle und unbiirokratische Hilfe zu leisten, sollte zu jedem Antrag ,,innerhalb
von 14 Tagen nach Antragsstellung eine Entscheidung vorliegen™ (§ 1 der Geschéftsord-
nung fir das Vergabegremium, siehe Anlage 1). Die Mittel des Fonds kamen zumeist
durch Spenden von Privatpersonen im Ergebnis entsprechender Solidaritatsappelle zustan-
de, zu denen u.a. auch Ver.di bundesweit aufrief und fir die die Stiftung ,,Arbeit und Soli-
daritat* mit Flyern warb (vgl. Anlage 2). Aber auch die Gewerkschaft IG Metall, so berich-
tete Paul Schobel, spendete einen groReren Betrag fir den Fonds (vgl. Schobel

*  Zweck der Stiftung ist die ideelle und materielle Unterstiitzung der Arbeit der Betriebsseelsorge in der

Dibzese Rottenburg-Stuttgart sowie die solidarische Hilfe fiir Erwerbslose in finanzieller und seelischer
Not (vgl. Caritas 2016).
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03.01.2015). Insgesamt kamen so rund 73.000 EUR an Spendenmitteln zusammen (vgl.
Ver.di u.a. 2013).

3.3 Gesellschaftliche Bearbeitung der Schlecker-Pleite und Stand der For-
schung

Der Zusammenbruch des Schlecker-Konzerns ist in den Jahren nach 2012 gesellschaftlich
breit bearbeitet worden. Es erschienen einschldgige Monografien, die Aufstieg und Fall des
Drogeriediscounters restimierten (vgl. etwa Neumann 2014, Smidt 2014, Alter 2012), un-
gezahlte Zeitschriften- und Zeitungsbeitrage und auch im Deutschen Bundestag war Schle-
cker mehr als einmal Thema (vgl. etwa Deutscher Bundestag 2012, ders. 2013). Ein breites
Publikum erreichten vermutlich einschldgige Filmproduktionen, wie ,,Die Schlickerfrauen®
(Satl 2014) oder der ZDF-Zweiteiler ,,Alles muss raus — Eine Familie rechnet ab* (2014).

Im Frihjahr 2014 galten noch rund 6000 ehemalige Schlecker-Beschéftigte als nicht ver-
mittelt bzw. als arbeitslos (vgl. Mel3ing 2014). Rund 2000 von den 27.000 Entlassenen
hatte sich gar nicht erst arbeitslos gemeldet, weitere 2.000 Beschaftigte wurden durch den
unmittelbaren Wettbewerber ,,Rossmann‘ und rund 800 durch die andere grofe Drogerie-
kette ,,dm* tibernommen (vgl. Neumann u.a. 2014: 13). Der weitaus grofite Teil der Ver-
mittelten kam allerdings in fremden Branchen unter — vor allem in Callcentern — mit vor-
wiegend befristeten Arbeitsvertrdgen und zumeist deutlich unterhalb der Entgelttarife des
Einzelhandels. Den Weg in die Selbstandigkeit sind nach Erkenntnissen von Ver.di nur

rund 130 bis 150 ehemalige Schlecker-Beschéftigte gegangen (vgl. MeRing 2014).

Zu den wenigen empirischen Analysen, die nach der Schlecker-Pleite erstellt wurden, ge-
hort die Studie des Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) bei der Bunde-
sagentur fur Arbeit in Nirnberg. Die Studie verbindet qualitative und quantitative Informa-
tionen, wobei das Monitoring zum Verbleib der ehemaligen Schlecker-Beschéftigten im
Marz 2013 endete. Zu diesem Zeitpunkt waren noch 51 % der arbeitssuchend gemeldeten
ehemaligen Beschéftigten der Drogerie-Kette weiterhin Arbeitslos (rund 9.100 Personen).
Die qualitative Erhebung basiert auf der Befragung von 41 Fach- und Fihrungskraften in
sechs Arbeitsagenturen im August 2012. Die Autoren rdumen selbst ein, dass durch diesen
Zeitpunkt vor allem nur Erfahrungen der ersten Entlassungswelle Ende Mai 2012 in der
Auswertung zum Tragen kamen (vgl. Lobato u.a. 2013: 3). VerhaltnismaRig deutlich kriti-

sieren die Forscher darin u.a. die Abschaffung der Entgeltsicherung flr altere Arbeitneh-
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mer Ende 2011 durch die Politik. Der Erhalt dieses Instruments ,,hétte die Handlungsmég-
lichkeiten der Vermittler erweitert und zumindest fiir den nicht unwesentlichen Teil der
iiber 50-jahrigen Schlecker-Arbeitslosen eine Option dargestellt, Ubergange in eine neue

Beschaftigung weniger schmerzhaft zu gestalten (ebd.: 8).

Widerspruch Iosten vor allem jene Passagen der Studie aus, in denen Aussagen zu Vermitt-
lungshemmnissen auf Seiten der Betroffenen getroffen wurden. So verwies die Untersu-
chung zum einen auf eine ,,als unzureichend eingeschétzte Konzessionsbereitschaft™ (ebd.:
6) der ehemaligen Schlecker-Beschaftigten, in Bezug auf das Einkommensniveau. lhnen
wird vorgehalten, sie hétten (noch) nicht realisiert, dass man sich heute auch um einen 8-
Euro-Job zu prigeln habe — so wird einer der interviewten Arbeitsvermittler zitiert (vgl.
ebd.). Zum anderen wird argumentiert, das Ziel einer raschen Arbeitsmarktintegration
konkurriere ,,mit dem Prinzip der relativen Statussicherung der Arbeitslosenversicherung,
wie es etwa in den Zumutbarkeitsregelungen des SGB III verankert ist* (ebd.: 4). D.h. hier
wird beklagt, ,,dass die Zumutbarkeitskriterien beim Arbeitslosengeld (ALG) | noch zu
grolRziigig seien, um die Schlecker-Frauen wieder in (Billoglohn-) Arbeit zu bringen*
(Franke 2013). Konkrete Zahlen zu den vermeintlich hohen Schlecker-Léhnen nennen die
Autoren indessen nicht. Das hétte die Kritik an der vorgeblichen Anspruchshaltung der
Schlecker-Frauen auch irritiert. Denn der Tariflohn einer Verkauferin lag je nach Beschaf-
tigungsdauer ab Juni 2012 zwischen 9,92 und 13,79 Euro, bei Filialleiterinnen zwischen
12,60 und 15,49 Euro (vgl. ebd.).”> Aber wenn bereits die Orientierung an Tarifvertragen
zum Vermittlungshemmnis umgedeutet wird, dann ist das nichts anderes, als eine Verhoh-
nung der vielen Beschéftigten, die um menschenwiirdige und existenzsichernde Arbeits-
verhaltnisse kampfen oder gekdmpft haben, anstatt diejenigen aus Wirtschaft und Politik
zu kritisieren, die die Ausweitung von prekarer und Niedriglohnarbeit zu ihrem Eigennutz

betrieben haben.®

Die Akteure des Solidaritdtsfonds ,,Schlecker-Beschaftigte* haben ihrerseits im Zuge einer

gemeinsamen Tagung in der evangelischen Akademie Bad Boll, am 10./11. Mai 2013, ver-

®  Noch wenige Jahre vor der Pleite galt das Unternehmen Schlecker vielmehr sogar als ,,Fallbeispiel fiir

Lohndumping® (Sell 2009). Sogar die FAZ kommentierte: ,,Die Gewerkschaft war es, die einst die teils
unwiirdigen Bedingungen in Schlecker-Filialen (ohne Toilette, ohne Telefon, sogar ohne Notruf)
Offentlich gemacht hat. Sie war es, die Anton Schlecker vor Gericht gezerrt hat, weil er den Frauen
systematisch noch weniger zahlte, als ihnen ohnehin schon zustand“ (Preu3 2012). Zur Geschichte des
gewerkschaftlichen Kampfs gegen die skandaldsen Arbeitsbedingungen bei Schlecker vgl. auch Schobel
(2014: 1891.), Bormann (2008:47f.), Huhn (2007: 91t.).

®  Zur weiteren Kritik an der IAB-Studie vgl. Neumann u.a. (2014: 199 ft.).
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sucht in einem kollektiven Prozess einige ,,.Lehren aus der Schlecker-Pleite* (so der Ta-
gungstitel) zu ziehen. Diese haben sie in den nachstehenden Punkten verdichtet zusam-

mengefasst (vgl. Schwarz 2013):

e Eingetragene Kaufleute (e.K.) sollen ab einer gewissen Zahl von Beschaftigten zur
Offenlegung von Bilanzen bzw. Gewinn- und Verlustrechnungen sowie zur Einrich-
tung von Kontrollorganen verpflichtet werden.

e Auch bei eingetragenen Kaufleuten soll Insolvenzverschleppung zu einem Straftatbe-
stand werden.

o Fur filialisierte Unternehmen eingetragener Kaufleute sollen im Falle einer Insolvenz
verlangerte Fristen gelten.

e Eroffnung unburokratischer Moglichkeiten zur verlangerten Insolvenzgeldzahlung.

e Kappung der Kosten des Insolvenzverfahrens und Senkung des auf die Insolvenzmasse
bezogenen Anteils der Vergutung des Insolvenzverwalters.

e Schaffung und Definition eines gesetzlichen Anspruchs zur Finanzierung von Trans-

fergesellschaften.

In Bezug auf den moglichen 6konomischen Nutzen von Transfergesellschaften liefert das
Beispiel Schlecker anschauliches Material. So beliefen sich die gesamtfiskalischen Kosten
flr die knapp 10.000 ehemaligen Schlecker-Beschaftigten, die auch ein Jahr nach der Plei-
te noch immer arbeitslos waren, Angaben der Bundesregierung zufolge auf ca. 189 Mio.
EUR. Die abgelehnte Kreditblrgschaft, die der Insolvenzverwalter zum Zwecke der Ein-
richtung einer Transfergesellschaft beantragt hatte, sollte demgegeniber lediglich 79 Mio.
EUR kosten (vgl. Deutscher Bundestag 2013: 5). Diese Relation verdeutlicht einmal mehr,
dass es hier nicht um gesamtwirtschaftliche Vernunft oder gar ékonomische Kosten-
Nutzen-Effizienz ging, sondern um den Vollzug markradikaler Ideologie und parteitakti-
schen Kalkdls auf dem Rucken der Schwachen.

Aktuelle Wirkungsstudien, wie sie jingst zur Bewertung der Transfergesellschaft fir die
2013 in die Insolvenz geratene Baumarktkette Praktiker/Max Bahr vorgelegt wurden, be-
zeugen hingegen erneut den Nutzen von Transfergesellschaften als arbeitsmarktpolitisches
Instrument auf einer Zwischenebene von staatlicher und betrieblicher Verantwortung. ,,Ei-
ne Transfergesellschaft bietet dem abgebenden Betrieb die Chance, dem Gerechtigkeits-

empfinden seiner Belegschaft Rechnung zu tragen. Betrieb und Beschaftigte benétigen die
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Transfergesellschaft als ein dem Arbeitslosengeld vorgelagerter, relativ geschitzter Raum,
in dem tendenziell hochwertige und alternative Konzepte zur Arbeitsférderung der Sozial-
gesetzbicher 111 und Il und zum Paradigma der ,Aktivierung® zur Anwendung kommen
konnen* (Mithge 2016). Im Falle von Praktiker/Max Bahr konnte die Transfergesellschaft
dazu beitragen, rund 67 % der Beschaftigten wieder in (sozialversicherungspflichtige) Er-

werbsarbeit zu integrieren (vgl. ebd.).

4. Resultate der Arbeit des Solidaritatsfonds

Mit rund 183 dokumentierten Fallen bzw. Positivbescheiden ist das Antragsaufkommen
des Solidaritdtsfonds ,,Schlecker-Beschéftigte® — gemessen an der Gesamtzahl von 27.000
Arbeitslosen — zweifellos verhaltnismaRig gering. Der Geschéftsfuhrer des Vergabegremi-
ums Paul Schobel gibt an, das diese Zahl rund 90 % der insgesamt eingegangenen Antrage
entspricht, d.h. lediglich 10 % mussten abgelehnt werden, weil die Voraussetzungen fur
eine Unterstitzung nicht erfillt waren (vgl. Schobel 03.06.2015). Auch die Akteure des
Stiftungsfonds selbst hatten ein hoheres Aufkommen erwartet. Als eine der mdglichen Ur-
sachen dafir, dass die Zahl der Antrage hinter den Erwartungen zurlckblieb, wurde die
Vermutung geduBert, ,,dass Menschen sich schamen solche Antrége an Sozialfonds zu stel-
len” (Neumann 17.04.2015). Der Umfang der statistischen Grundgesamtheit verdeutlicht
insofern, dass die gewonnenen Daten nur einen begrenzten Ausschnitt aus dem ,Fall
Schlecker® darstellen. Gleichwohl vermitteln sie einen Eindruck, wie Schlecker-
Beschaftigte die Kiindigung erlebt haben bzw. mit welchen Situationen die Menschen in-
folge der plotzlich eintretenden Arbeitslosigkeit konfrontiert waren. Die Auswertung der
dokumentierten Antragsfélle des Fonds ist nicht reprasentativ, sie zeugen aber von den
existenziellen Notlagen, die entstehen kénnen, wenn Menschen in die Arbeitslosigkeit ge-
stoRen werden — insbesondere bei derartig groBen Kindigungswellen, in denen zugleich

der kollektive Charakter von Unterbeschéftigung hervortritt.

4.1 Antragsaufkommen, Verteilung und Zeitpunkte der Antragstellung

Wie bereits erwahnt wurden die rund 27.000 Entlassungen bei Schlecker in zwei Wellen voll-
zogen. Rund 11.000 Beschéftigte verloren bis Ende Mai 2012 ihren Arbeitsplatz. Im Juni 2012
folgten dann weitere 16.000 Kiindigungen (vgl. Lobato u.a. 2013: 2). Zentrale Anlaufstelle, bei
der gekiindigte Schlecker-Mitarbeiter bezuglich maéglicher Hilfen durch den Stiftungsfonds
anfragten, war vor allem der Schlecker-Gesamtbetriebsrat, insbesondere die GBR-Vorsitzende

Christel Hoffmann. Sie war Vertrauensperson und als solche die bevorzugte Ansprechpartnerin
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in der Not fir die ehemaligen Beschaftigten (vgl. Wegener 17.04.2015).” Inshesondere die
zweite Welle spiegelt sich im Antragsaufkommen wieder. Das Gros der Antrage geht zwi-
schen Juli bis September 2012 ein (49 %). Im letzten Quartal des Jahres sind es ebenfalls noch
mal 32 %. In den ersten drei Quartalen des Folgejahres sind die Zahlen dann deutlich riickl&u-

fig, fur das letzte Quartal 2013 sind sogar keine Antrdge verzeichnet.

Dementsprechend entwickelten sich die Sitzungszyklen der Vergabekommission des Soli-
Fonds. Im ersten Jahr, so berichtet Paul Schobel, ,,ging es ganz stramm zur Sache. Und
dann konnten wir die Vergabesitzungen manchmal auf 14 Tage ausweiten, weil wir immer

so acht bis zehn Antrige zusammenkommen lieen* (Schobel, 03.01.2015).

Schaubild 1

QuartalsmaRiges Antragsaufkommen 2012-2013

Stiftungsfonds ,,Schlecker-Frauen”

90

Eingdnge bewillgter Antrége inabsoluten Zahlen

Juli-Sep 2012 Okt-Dez 2012  Jan-Mirz 2013  Apr-Juni 2013 Juli-Sep 2013

Interessanterweise wird bei einer Veranderung der zeitlichen Clusterung der Antrége von der
Quartals- auf eine Zwei-Monats-Perspektive deutlich, dass auf den Zeitraum September bis
Oktober 2012 sogar zwei Drittel der positiv beschiedenen Antrége entfallen. D.h. der Giberwie-
gende Teil Antragstellungen datiert auf einen Zeitpunkt zwischen drei bis vier Monaten nach
der zweiten Entlassungswelle. Dann erst wurden entweder die aus der Arbeitslosigkeit resultie-
renden Notlagen bei den Betroffenen so grof3, dass eine Inanspruchnahme des Soli-Fonds fur

" Christel Hoffmann war noch bis Ende 2015 als GBR-Vorsitzende im Amt und mit der Abwicklung der
Insolvenz beschiftigt.
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sie erforderlich war oder aber die Menschen begannen tatsachlich erst zu realisieren, dass sie
sich in einer krisenhaften Lebenssituation befinden, die nicht kurzfristig Gberwunden sein wird.
Fir letzteres sprechen zahlreiche Presseberichte in diesem Zeitraum, in denen Betroffene von
ihren Schwierigkeiten berichten, wieder einen Arbeitsplatz zu finden und von ihren Enttéu-
schungen nach Dutzenden von Bewerbungen, auf die sie immer wieder nur Absagen bekom-
men (vgl. z.B. Mielke 2012, Keck 2012, Baumeister 2012). Als Begriindung fur die dann im
weiteren Zeitverlauf deutlich abnehmende Frequentierung des Fonds formuliert der ehemalige
Schlecker-Konzernbetreuer von ver.di: ,,Also die Menschen richten sich ja dann auch wieder

ein. Sie mussen ja mit inrem Leben wieder klarkommen* (Neumann 17.04.2015).

Schaubild 2

Antragsaufkommen 2012-2013

Stiftungsfonds ,,Schlecker-Frauen”

Eingange bewillgter Antrage in Prozent

Hinsichtlich der geschlechtlichen Zusammensetzung und der Altersstruktur der antragstellen-
den Personen entsprechen die Ergebnisse der Aktenanalyse auf den ersten Blick dem géngigen
Bild: Uberwiegend Frauen, iiberwiegend alter. Beziiglich des hohen Frauenanteils (iiber 90 %)
decken sich die Daten des Fonds (vgl. Schaubild 4) tatsachlich mit denen der Bundesagentur
fir Arbeit zu den Strukturmerkmalen der ehemaligen Schlecker-Beschaftigten (vgl. Lobato
2013: 2). Eine leichte Abweichung gibt es hingegen bei der Altersstruktur. Wéhrend die Grup-
pe der Gber 50-jahrigen in der Erhebung der Bundesagentur fur Arbeit rund 41 % ausmacht,
liegt deren Anteil bei den antragstellenden Personen beim Soli-Fonds mit 44,7 % sogar noch

etwas daruiber. Dies kann als ein Beleg fiir die verscharften Auswirkungen von Arbeitslosigkeit
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bei &lteren Beschaftigten gedeutet werden, der die Kritik der Autoren der IAB-Studie an der

Abschaffung der Entgeltsicherung flr &ltere Arbeitnehmer stiitzt (siehe 3.3).

Denn aus der Perspektive der Arbeitsmarktforschung wurde bereits im Vorfeld gegen die
befurchtete Streichung der (bis dato befristet eingefuhrten) Entgeltsicherung Einspruch
erhoben. Vor dem Hintergrund der Schlecker-Pleite in 2012 erscheinen die Mahnungen der
Forscher mehr als berechtigt, die bereits im Friihjahr des Vorjahres eine zunehmende Be-
rechtigung dieses arbeitsmarktpolitischen Instruments konstatierten. ,,In den kommenden
Jahren konnte sich die Nachfrage nach dem Instrument in der bestehenden Zielgruppe
durch die Alterung des Erwerbspersonenpotenzials und die schrittweise Einfiihrung der
Rente mit 67 erhohen. Mit Blick auf eine langere Lebensarbeitszeit sind Instrumente wich-
tig, die die Alteren dabei unterstitzen, das Renteneintrittsalter aus einer Erwerbstatigkeit

heraus zu erreichen* (Dietz u.a. 2011: 231).

Schaubild 3

Alterstruktur der antragsstellenden Personen
beim Schlecker Soli-Fonds
(n=170*) 37,6 %
32,9%

in Prozent

0% 1,2 %

Alter <20 <30 <40 <50 <60 >60
Durchschnittsalter: 47,3 Jahre

*bei 13 weiteren Personen lagen keine Informationen zum Alter bei Antragstellung vor.

Neben der Geschlechts- und Altersstruktur erlauben die aus den Akten generierbaren Da-
ten einen Blick auf die Verteilung des Antragsaufkommens zwischen West- und Ost-
deutschland (vgl. Schaubild 4). Diese ist allerdings sehr stark zufallsabhéngig. Denn die
Informationen Uber die Einrichtung des Fonds wurden zwar bundesweit verbreitet, aller-

dings spielten personliche Kontakte und bestehende Netzwerke bei der konkreten Inan-
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spruchnahme des Fonds offenbar eine grof3e Rolle. So gab es regionale Haufungen, wo das
Antragsaufkommen aus Sicht der Vergabekommission deshalb besonders zahlreich war,
weil es eine Kommunikation unter den ehemaligen Kolleginnen gab (vgl. Schobel
03.06.2015). Allein fast 15 % der Antrage stammen z.B. aus der Region Wirzburg — das
ist mehr als das Doppelte des Antragsaufkommens aus dem GroRraum Berlin und Umland
(6,6 %).

Schaubild 4

Schlecker-Soli-Fonds: Geschlecht und Ost-West-
Verteilung der antragstellenden Personen

Angaben in Prozent (n=183)

Geschlecht Ost/West

4.2 Anlasse der Antragstellung

Der Blick auf die konkreten Notlagen, die fir die Betroffenen den Anlass zur Antragstel-
lung gaben, muss mit aller Vorsicht erfolgen. Denn das verfligbare Aktenmaterial liefert
diesbeziiglich eine Fille von Hinweisen, die allerdings hinsichtlich Problemtitel und An-
zahl der genannten Problemlagen sehr stark differieren. Stand bei manchen Antragstelle-
rinnen nur eine Notlage im Vordergrund (z.B. den Kindern erméglichen an Klassenfahrt
teilzunehmen), kamen bei anderen noch Kosten (z.B. fiir Heizol, Winterkleidung und den
PKW-TUV) bei der Beschreibung der Anlasse ihrer Antragstellung hinzu. Diese relative
Vielfalt hat ihre Ursache darin, dass die Schilderung des Hilfebedarfs in den Antragsfor-
mularen des Stiftungsfonds in Form einer offenen Fragestellung formuliert war, also
durchaus die Option multipler Darstellungen eroffnete. Standardisierte Antworten waren

19



Projektbericht: Anlédsse und Resultate des Solidaritatsfonds Schlecker-Beschaftigte

nur in Bezug auf die Angabe von Einkommensverhaltnisse (Lohnersatzleistungen u.d.)
vorgesehen (vgl. Anlage 3). Die jeweils genannten Einzelanlasse herausgefiltert und nach
Problemgruppen zusammengefasst ergibt sich nachstehendes Bild zur Haufigkeit auftre-

tender Notlagen.

Schaubild 5

Schlecker Soli-Fonds: Anldsse der Antragstellung”
(n=183)

50,3 %

" Mehrfachnennungen méglich

Hervorzuheben ist an dieser Stelle, dass unvorhersehbare Kosten aus der Sicht der in die
Arbeitslosigkeit entlassenen Schlecker-Beschéftigten offenbar den geringsten Anlass bei
der Darstellung ihres Unterstiitzungsbedarfes ausmachen. Es sind vielmehr die alltdglichen
Kosten des Lebensunterhalts, die die Notlagen ausldsen. Hierzu gehtren beispielsweise die
Kosten der Unterkunft, Heizkosten oder Kosten der Mobilitat (Auto, Monatskarte etc.). An
der Haufigkeit der genannten Ursachen, die die Hilfebedlrftigkeit der antragstellenden
Personen ausgeldst haben wird insofern die Hérte, mit der die Arbeitslosigkeit die Men-

schen in ihrem Alltag getroffen hat deutlich.

Auffallend ist dariiber hinaus, dass in der Halfte aller Félle die private Verschuldung zu
den ausschlaggebenden Ursachen der dargelegten Hilfsbedurftigkeit zahlt. Dies korrespon-
diert mit dem seit Jahren anhaltend hohen Problem der Uberschuldung privater Haushalte
in Deutschland (vgl. Knobloch u.a. 2015: 20). Nun liel3e sich vermuten, dass die hohe Ver-
schuldung im Falle der ehemaligen Schlecker-Beschaftigten unmittelbares Resultat der
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Arbeitslosigkeit der Einzelnen ware. Untersuchungen, wie sie z.B. fiir Osterreich vorge-
nommen wurden (vgl. Angel/Heitzmann 2013: 470), legen jedoch auch fir Deutschland
den Schluss nah, dass solche schockartigen Ereignisse wie Arbeitslosigkeit zumeist nicht
die maRgebliche Ursache privater Uberschuldung sind. Diese muss vielmehr im Zusam-
menhang mit strukturellen und auch konjunkturellen Faktoren betrachtet werden. Denn die
zunehmende Verschuldung privater Haushalte ist kein osterreichisches und deutsches
Problem, sondern wirksames Element der Betriebsweise des finanzmarktgetriebenen Kapi-
talismus der Gegenwart. Colin Crouch (2011: 597) spricht in diesem Zusammenhang von
einem ,,privatisierten Keynesianismus“. Er umschreibt damit eine Marktpraxis, bei der
abhangig Beschaftigte, fur die zuvor die Systeme sozialer Sicherung (das Sozialeigentum)
sowie der Kundigungsschutz die einzigen Optionen waren, um sich vor den Unberechen-
barkeiten des Arbeitsmarkts zu schiitzen, nun vermehrt Zugang zu Krediten erhielten. Im
Ergebnis wurde ,,das individuelle Konsumverhalten vom Arbeitseinkommen durch die
ausgedehnte Vergabe ungesicherter Kredite abgekoppelt [...].Obwohl diese Praxis aus-
schlielich flr das Profitstreben der Finanzmaérkte entwickelt wurde, zeigte sie die uner-
wartete Wirkung einer Stressminderung bei der Sorge uber die eigene Sicherheit auf dem
Arbeitsmarkt” (ebd.: 602). Die Daten bestatigen aus dieser Perspektive einmal mehr die
Zweifel an der Richtungssicherheit marktwirtschaftlicher Steuerungsmechanismen in der

Wirtschafts- und Sozialpolitik im Sinne einer sozialen Nachhaltigkeit.

4.3 Zur Bedeutung der Arbeit des Fonds

Die Arbeit des Solidarititsfonds ,,Schlecker-Beschiftigte kann letztlich sicherlich nicht
aus der materiellen Perspektive der Hilfeleistung hinreichend bewertet werden. Die 183
Falle, in denen der Fonds mit 400 EUR Nothilfe geleistet hat, stehen 27.000 entlassenen
Mitarbeitern gegeniiber. Diese Relation macht an sich schon deutlich, dass eine Bewertung
der monetdren Hilfe allein erheblich zu kurz greifen bzw. einen falschen Akzent setzen
wirde. Dennoch war es flr jeden Einzelfall beispielsweise von groRer Bedeutung, dass es
die Akteure des Stiftungsfonds erwirken konnten, dass die 400 EUR nicht auf Leistungen
nach dem Arbeitslosengeld Il angerechnet wurden (vgl. Anlage 4). Diese Regelung kam
rund 18 % der antragstellenden Personen zugute. Und auch wenn die Summe gering war,
so war sie fir die Einzelnen doch oft eine entscheidende Hilfe. ,,In vielen Fallen konnten in
letzter Minute die Kundigung der Wohnung oder ein Inkasso-Verfahren abgewendet wer-
den* (Neumann u.a. 2014: 92).
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Wichtiger als die monetére Seite war aber — das wurde auch in den Experteninterviews
durchgehend betont — das Signal an die von der Kiindigung betroffenen Beschaftigten, dass
sie trotz der politischen Absage hinsichtlich der Einrichtung einer Auffanglésung nicht
komplett allein gelassen werden, dass es eine Instanz gibt, die sie unterstiitzt — auch mit
sozialberaterischen Hinweisen und Tipps. Viele Betroffene, so berichtet Paul Schobel
(03.01.2015), duBerten Erleichterung, ,,dass iiberhaupt sich jemand fiir uns noch interes-
siert angesichts dessen, was da passiert ist.“ Denn der mit der Kiindigung verbundene Zu-
stand der Arbeitslosigkeit ist fur die Menschen zun&chst ein heftiger emotionaler und
schockartiger Einschnitt und mit hohem Orientierungs- und Beratungsbedarf verbunden
(vgl. Lobato u.a. 2013: 5).

Politisch konnte die Arbeit des Fonds dazu beitragen, dass bei zukiinftigen Unterneh-
menspleiten nicht erneut Zehntausende von Menschen derart riide zur ,,Anschlussverwen-
dung® (so der Terminus des damaligen Bundeswirtschaftsminister Rosler) an ,den Ar-
beitsmarkt® durchgestellt werden. Transfergesellschaften sind sicherlich keine arbeits-
marktpolitischen Wundermittel. Sie sind aber vielfach der bessere Weg zur Uberbriickung
von personlichen Krisen, die mit der Kiindigung h&aufig verbunden sind sowie zur Neuori-
entierung und erfolgreichen Widereingliederung auf dem Arbeitsmarkt. Ordnungspolitik
auf dem Rucken der Schwéchsten steigert nur die soziale Entropie, nicht aber die Lebens-

qualitat der Menschen oder die gesellschaftliche Innovationsfahigkeit.

5. Zusammenfassung

Die Informationsgewinnung basiert methodisch auf der Aktenanalyse, als eine Form der
Sekundaranalyse, die durch leitfadengestutzte halbstrukturierte Experteninterviews erganzt
wurde. Grundlage sind die Unterstiitzungsantrége, die beim Solidarititsfonds ,,Schlecker-
Beschiftigte* zwischen Juli 2012 und September 2013 eingingen. Anlass zur Einrichtung
dieses Fonds war die politische Entscheidung gegen eine Transfergesellschaft und die da-
mit verbundene absehbare Not fiir viele Beschéftigte im Zuge der Insolvenz des Schlecker-
Konzerns 2012. Der Fonds hat bis zu seiner SchlieBung Ende 2013 rund 183 Antrdge posi-
tiv entschieden. Dies ist gemessen an der Gesamtzahl von 27.000 entlassenen Schlecker-
Beschéftigten zwar verhaltnismalig wenig. Gleichwohl vermitteln die gewonnenen Daten
einen Eindruck, wie Schlecker-Beschaftigte die Kiindigung erlebt haben bzw. mit welchen

Situationen die Menschen infolge der plétzlich eintretenden Arbeitslosigkeit konfrontiert
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waren. Die Auswertung zeugt von den existenziellen Notlagen, die entstehen kdnnen,

wenn Menschen in die Arbeitslosigkeit gestoRen werden.

Die Antrage wurden zu tiber 90 % von Frauen gestellt. Diese Zahl deckt sich mit den Da-
ten der Bundesagentur fir Arbeit zu den Strukturmerkmalen der ehemaligen Schlecker-
Beschaftigten. Wahrend aber die Gruppe der tber 50-jahrigen in der Erhebung der Bunde-
sagentur fur Arbeit nur rund 41 % ausmacht, liegt deren Anteil bei den antragstellenden
Personen beim Soli-Fonds mit 78,8 % fast doppelt so hoch. Dies kann als ein Beleg fur die
verscharften Auswirkungen von Arbeitslosigkeit bei dlteren Beschéftigten gedeutet wer-
den, der die von Arbeitsmarktforschern und Gewerkschaften vorgetragene Kritik an der

Abschaffung der Entgeltsicherung fiir altere Arbeitnehmer in 2011 empirisch unterstreicht.

Hinsichtlich der Anlésse der Antragstellung liefert das verfugbare Aktenmaterial zahlrei-
che Hinweise. Selbst bei angemessen vorsichtiger Bewertung wird deutlich, dass es weni-
ger unvorhersehbare Kosten waren, die aus der Sicht der in die Arbeitslosigkeit entlasse-
nen Schlecker-Beschaftigten den Bedarf an Unterstiitzung entstehen lieBen. Es waren
vielmehr alltagliche Kosten des Lebensunterhalts (Unterkunft, Heizung, Mobilitat etc.), die
Notlagen ausldsten. Dies veranschaulicht die Harte, mit der die Arbeitslosigkeit die Men-
schen in ihrem Alltag getroffen hat. Darliber hinaus féllt auf, dass in der Hélfte aller Falle
die private Verschuldung zu den ausschlaggebenden Ursachen der dargelegten Hilfsbe-
dirftigkeit z&hlt. Diese Tatsache kann nicht allein mit dem schockartigen Eintritt in die
Arbeitslosigkeit erklart werden. Sie steht vielmehr im Zusammenhang mit dem Problem
der seit Jahren anhaltend hohen Uberschuldung privater Haushalte als Folge einer Markt-
praxis, die im Interesse der Finanzmarkte eine kreditbasierte Entkoppelung des Individual-

konsums vom Arbeitseinkommen vorantreibt.

Letztlich ware die Einrichtung einer Transfergesellschaft mit Blick auf die gesamtfiskali-
schen Kosten der Arbeitslosigkeit, die durch die Schlecker-Pleite verursacht wurde, nicht
nur die wirtschaftlichere Losung gewesen. Sie hétte auch vielen Beschaftigten demitigen-
de Erfahrungen und Verletzungen ihrer Wiirde erspart und einen Rahmen fir Orientierung,
Qualifizierung und Betreuung bei der Gestaltung von Ubergingen geschaffen — aus einer

Situation, fur die sie nicht die VVerantwortung tragen.
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7. Anhang
a) Durchgefiihrte Experteninterviews

Schobel, Paul (03.06.2015): Industriepfarrer, enemaliger Leiter der katholischen Betriebs-
seelsorge in der Ditzese Rottenburg-Stuttgart und Geschaftsfihrer des VVergabegremi-
ums des ,,Solidaritdtsfonds Schlecker-Beschaftigte® bei der Caritas-Stiftung ,,Arbeit
und Solidaritat", Stuttgart

Neumann, Achim (17.04.2015): Ehemaliger Gewerkschaftssekretar und Unternehmensbe-
auftragter der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fir Schlecker, Berlin

Wegener, Katrin (17.04.2015): Ehemals Mitglied im Gesamtbetriebsrat Schlecker (Wirt-
schaftsausschuss), heute Mitarbeiterin im Fachbereich 3 der ver.di-Bundesverwaltung,
Berlin

b) Sonstige Dokumente

Anlage 1: Geschaftsordnung fir das Vergabegremium, Vom Kuratorium der Caritas-
Stiftung ,,Arbeit und Solidaritét (Paul-Schobel-Stiftung) beschlossen am 30.08.2012

Anlage 2: Schlecker-Insolvenz: Die L&den sind zu, die Menschen bleiben! Spendenauf-
ruf/Flyer der Paul-Schobel-Caritas-Stiftung ,,Arbeit und Solidaritdt* fiir den Solidari-
tatsfonds Schlecker-Beschaftigte

Anlage 3: Antrag auf Unterstlitzung durch den Solidaritdtsfonds ,,Schlecker-Beschaftigte*
(Formular)

Anlage 4: Beschluss des Kuratoriums der Stiftung ,,Arbeit und Solidaritit” tiber die Ande-
rung der Geschaftsordnung beziglich der Kriterien fur die Mittelvergabe (8 4) des
,,Solidaritatsfonds Schlecker-Beschaftigte™.
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Anlage 1

Geschéftsordnung fiir das Vergabegremium

VVom Kuratorium der Caritas-Stiftung ,Arbeit und Solidaritat*
(Paul-Schobel-Stiftung) beschlossen am 30. 08. 2012

PRAAMBEL

Das Vergabegremium gibt sich folgende Geschéaftsordnung, um die gemeinsame Aufgabe
der Mittelvergabe fiir den ,Solidaritatsfonds Schlecker-Beschéftigte” zu erfillen.

—

O

o A

§ 1 Allgemeines

Das Vergabegremium ist verantwortlich fir die ordnungsgemafe Mittelvergabe des
,Solidaritatsfonds Schlecker-Beschéaftigte®. Es besteht aus neun stimmberechtigten
Mitgliedern, die in einem rotierenden System an den Vergabesitzungen (jeweils zu dritt)
teilnehmen.

Drei Mitglieder werden von der Betriebsseelsorge in der Diézese Rottenburg-Stuttgart
entsandt und drei weitere Mitglieder vom KDA der ev. Landeskirche in Baden und
Wirttemberg. Ebenfalls drei Mitglieder entsendet der Gesamtbetriebsrat von Schlecker.
An den jeweiligen Vergabesitzungen nimmt von jeder der drei genannten Organisationen
je ein Mitglied teil.

Die Geschéftsfiihrung des Vergabegremiums tibernimmt der Stifter Paul Schobel.

Die Mitglieder des Vergabegremiums {iben ihre Tatigkeit uneigennitzig und
verantwortungsbewusst aus und tragen dabei den Belangen der Stiftung ,Arbeit und
Solidaritat” und des Solidaritatsfonds Rechnung.

Die Mitglieder des Vergabegremiums sind ehrenamtlich tatig.

§ 2 Beschlussfassung

Die Beschlussfassungen finden wochentlich in Sitzungen oder Telefonkonferenzen, in
der Regel jeden Freitag statt. (Dieser Turnus kann im Verlauf an die jeweiligen Bedarfe
angepasst werden.)

Das Vergabegremium ist beschlussfahig, wenn von jeder der drei genannten
Institutionen ein Mitglied eingebunden ist.

Im Rahmen der Vergabesitzungen werden die einzelnen Antrage, die dem
Vergabegremium vorliegen, beraten und beschieden sowie die Mittelvergabe veranlasst.
Das Vergabegremium stimmt in aller Regel offen ab.

Die Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst.

§ 3 Aufgaben

. Das Vergabegremium berét und beschlie3t

e Uber die Vergabe der Spendenmittel
o (ber die einzelnen Hilfsantrage der Schlecker-Beschéaftigten.


Jörg
Textfeld
Anlage 1


L P =

. Der CaritasStiftung steht gegen die Beschlisse des Vergabegremiums dann ein

Vetorecht zu, wenn diese gegen die Satzung der Stiftung und den Zweck des
Solidaritatsfonds, gliltiges Recht oder Steuerrecht verstoRen. (siehe hierzu auch
Stiftungssatzung der Stiftung ,Arbeit und Solidaritat®).

. Anderungen dieser Geschéftsordnung bediirfen einer 2/3 Mehrheit aller

Vergabegremiumsmitglieder sowie der Zustimmung des Kuratoriums der Caritas-Stiftung
JArbeit und Solidaritat”

§ 4 Kiriterien fiir die Mittelvergabe

. Der Solidaritatsfonds soll keine Dauerférderung gewahren, sondern nur eine einmalige

Hilfe. Eine mehrmalige Férderung ist die Ausnahme und kann nur im begriindeten
Einzelfall gewahrt werden.

. Im Regelfall soll innerhalb von 14 Tagen nach Antragsstellung eine Entscheidung

vorliegen.

Fur die Vergabe wird keine Untergrenze jedoch eine Héchstgrenze von 400,-€
festgelegt. (Sollte eine héhere Férderung bendtigt werden, muss dies im erweiterten
Kreis erst besprochen werden)

. Bei Riickfragen oder unvollstandigen Unterlagen kénnen bzw. miissen diese an die

zentrale Kontaktstelle des Solidaritatsfonds, eingerichtet bei Ver.di
(stiftungsfonds@schleckerfrauen.de), zuriickverwiesen werden.

. Bei schwierigen und komplexen Sachverhalten wird Herr Schubert (Fachleiter Soziale

Hilfen Caritas Schwarzwald-Gau) beratend eingebunden.

§ 5 Niederschrift

Fir die Sitzungen des Vergabegremiums wird aus der Mitte der Mitglieder ein/e
Protokollfihrer/in bestimmt, der die Dokumentation der Vergabe sicher stellt.

Alle Vergabeentscheidungen sind niederzuschreiben.

Die Dokumentation der Vergabeentscheidungen ist allen Mitgliedern des -
Vergabegremiums sowie der CaritasStiftung zuzusenden.

Die Antragsteller sind schriftlich zu benachrichtigen. (Versand erfolgt ggf. Gber Ver.di
Berlin)

Etwaige Einwendungen von Seiten der CaritassStiftung sind schnellstméglich gegentiber
dem/der Protokollfiihrer/in anzumelden. Uber sie ist in der néachstfolgenden Sitzung zu
entscheiden.

§6 Aufgaben der Geschéftsfiihrung

Archivierung der Vergabeunterlagen
Schnittstellenfunktion zwischen Vergabegremium und CaritasStiftung
Sprecher fur den Solidaritatsfonds
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EHEMALIGE SCHLECKER-
BESCHAFTIGTE BRAUCHEN
DRINGEND UNSERE HILFE!

Mehr als 25.000 Schiecker-Baschaftigte haben durch eine der
groBten Insolvenzen in Deutschiand ihren Arbeitsplatz verloren.
Die Kindigungsfristen wurden oft nicht eingehalten, eingegan-
gene Altersteilzeit konnte nicht zu Ende gebracht werden, eine
Transfergesalischaft scheiterte.

Die anfangichen Meidungen von Vermittlungserfolgen sind
tangst verstummt: Weil fir die allermeisten der Gekindigten
doch keine Arbeit vorhanden ist, weil Umschulungen nur zah

Betroffen sind Uberwiegend Frauen, Mutter, die bisher einen
notwendigen Teil zum Familieneinkommen beigesteuert haben,
Aleinarzishande, denen alle Einkinfte weggebrochen sind.

Trotz aller Vlerhandiungen, abgeschiossener Kollektivvertrage,
individueller Kiindigungsschutzkdagen stehen Gekiindigte nun
buchstablich vor dem Nichts. Sie brauchen Hilfe. Schnell und
maoglichst unbarokratisch!

auf alles
Emanhart Y Bl T T o (e

seshin

Ot Unte

Kontakt

Paul-Schobel-Caritas-Stiftung
JArbeit und Solidaritat*
Strombergstrasse 11

70188 Stuttgart

E-Mail: stiftungsfonds@schleckerfraven.de

Spendenkonto

Die in Stuttgart ansassige Paul-Schobel-Caritas-Stiftung Arbeit
und Solidaritat* hat in Zusammenarbeit mit ver.di den bundes-
weiten Solidaritatsfonds Schlecker-Beschéftigte”  eingerich-
tet. Das Spendenkonto lautet 6402003, BLZ 750 903 00 (Liga
Bank). Helfen Sie! Jeder Euro z&hit, um Schiecker-Baschéftigte
in Notsituationen finanziell zu unterstiizen!

Uber die Mitelvergabe entscheidet schnell und unbirokratisch
ain dreikopfiges Vergabegremium. Mehr zu Antragsteliung erfah-
ren Sie unter www.paul-schobel-stiftung.de.

Biz 200 Euro git Fr Kontoauseug ks Zuwendungsbaatiitigung. Bei Spandon dber 200 Euro
wrhaban Sk = 2 aty 'wonn Se uns lhve Adresse miglon.

=

zuguia.

Lebenpwerk Zukunft

* CaritasStiftung

P in der Ditzese
[$=1117253  Rottenburg=Stuttgart

e

\sche o
o %,

Ein Beispiel...

Beate Marino* (40) hat als sogenannte Stundenibhnerin (10-
Stundan-Vertrag, aber deutlich mehr geleistet) in einer Schiecker-
filiale gearbeitet. Sie ist es gewohnt mit wenig auszukommen,
wei sia nicht nach Tarif bezahit wurde und nie viel verdient hat.

Durch die Schiecker-Insolvenz und ihre Entiassung hat sich ihre
Situation aber dramatisch zugespitzt: Beate Marino muss jetzt
schauen, wie sie als Alleinerzishende sich und ihre beiden Kindar
Tom (15) und Sara (13) durchbringt. Auf Unterhaltszahlungan von
ihrem Exmann kann sie nicht zahlen, denn er lebt im Ausland und
zahit keinen Cent. Weniger als 500 Euro Arbeitslosengeld stehen
ihr, Tom und Sara monatich zu - das reicht hinten und vorne
nicht. Gerade jetzt, wo die beiden noch wachsen und standig

SCHLECKER-INSOLVENZ:
DIE LADEN SIND ZU,
DIE MENSCHEN BLEIBEN!

SOLIDARITATSFONDS
Schlecker-Beschaftigte

www.paul-schobel-stiftung.de
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SOLIDARITATSFONDS
Schlecker-Beschaftigte

www.paul-schobel-stiftung.de

Antrag auf eine FOrderung Datum

1. Antragssteller in

Name:

Adresse:

Geburtsdatum:

Telefonnummer:

E-Mail:

2. Beschreibung der Notlage und Form der Hilfe/Bedarf

Seite 1
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SOLIDARITATSFONDS
Schlecker-Beschaftigte

www.paul-schobel-stiftung.de

Beratungsstelle:
(wird von der Beratungsstelle ausgefullt)

Name:

Adresse:

Wann:

Finanzieller Bedarf: Bankverbindung:

Uberweisung an
Bank:
Bankleitzahl:
Konto-Nr.:

Konto-Inhaber:

Ja Nein
Wurde ein Antrag auf Arbeitslosengeld | gestellt? / Werden
Leistungen nach Arbeitslosengeld | bezogen?

Wurde ein Antrag auf Arbeitslosengeld Il gestellt? / Werden
Leistungen nach Arbeitslosengeld Il bezogen?

Ist ein 2. Einkommen vorhanden? (z.B. vom Partner/der Partnerin)

Andere Formen des Einkommens? (Kindergeld, Renten, Pflegegeld,
Unterhalt usw.)

Finanzielle Belastungen (wie Miete, Nebenkosten, Versicherungen, etc.) —
bitte monatlich auflisten, d.h. auch jahrliche Kosten auf den Monat berechnen:

Bitte figen Sie dem Antrag nachfolgende Dokumente bei:

1. Kindigung durch Schlecker
2. Einkommensnachweise

Seite 2




SOLIDARITATSFONDS
Schlecker-Beschaftigte

www.paul-schobel-stiftung.de

3. Nachweise uber Kredite (unbedingt beilegen — wenn vorhanden)

8 Ich versichere, dass die Angaben der Wahrheit entsprechen

Datum

Unterschrift

Hinweis: Wir mochten Sie darauf hinweisen, dass es keinen Rechtsanspruch auf die
Forderung / finanzielle Unterstitzung durch den Stiftungsfonds gibt.

9 Beschluss des Vergabegremiums
durch Umlauf

am

Entscheidung des Vergabegremiums:

Bitte senden Sie das ausgeftllte Formular an:

stiftungsfonds@schleckerfrauen.de

oder

Verdi Bundesverwaltung
Ressort 14, Fachbereich 12
Katrin Wegener
Paula-Thiede-Ufer-10
10179 Berlin

Tel: 030/6956-2712

Fax: 030/6956-3871

Seite 3
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STIFTUNG ,,ARBEIT UND SOLIDARITAT"
- Paul-Schobel-Stiftung -
Sindelfinger Str. 14, 71032 Boblingen (07031/660750)
Paul.Schobel@t-online.de

Boblingen, Januar 2012

BESCHLUSS DES KURATORIUMS

Das Kuratorium der Stiftung ,Arbeit und Solidaritat* beschlief3t, die Geschaftsordnung fur
die Mittelvergabe im ,Solidaritatsfonds Schlecker-Beschéftigte®, beschlossen am 30. 08.
2012 im & 4, Punkt 1 wie folgt zu andern bzw. zu erganzen:

§ 4 Kriterien fiir die Mittelvergabe

1. Der Solidaritatsfonds soll keine Dauerférderung gewahren, sondern nur eine
einmalige Hilfe. Eine mehrmalige Férderung ist die Ausnahme und kann nurim
begriindeten Einzelfall gewahrt werden.

Begriindung:

Im Jahr 2013 werden viele der Betroffenen vom Arbeitslosengeld | in das Arbeitslosengeld
Il tberstellt. Dies kann neue Bedurftigkeit auslésen, der die Stiftung im Rahmen der zur
Verfuigung stehenden Mittel Rechnung tragen will. Ein Erlass des ,Bundesministeriums fuir
Arbeit und Soziales” gewahrleistet, dass in diesem Fall Zuwendungen nicht angerechnet
werden, also fiir die Betroffenen ,unschadlich” sind.

Bdéblingen, den 08. 01. 2013

gez. Werner Langenbacher gez. Gerhard WeilRenbdck

(Paul Schobel)
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